UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


42 Frauenmorde: 
Ist die Republik erschüttert? 


Offenbar nicht, denn kaum jemand 
hat von solchen barbarischen Ver- 
brechen mitten in Deutschland je 
etwas gelesen oder gehört. 


Der Mord an der 23-jährigen 
Hatun Sürükü, für den der Bruder 
Ayhan vor Ostern vom Berliner 
Landgericht nur zu neun Jahren 
und drei Monaten Haft verurteilt 
worden war, ist beileibe kein Ein- 
zelfall. 


Seltsamerweise gibt es keine 
bundesweiten Erhebungen über 
die Zahl der bisher begangenen 
»Ehrenmorde« unserer »Mitbür- 
ger mit Migrationshintergrund« 
(so der politisch korrekte Aus- 
druck). 


Die Frauenverbände »Papatya« 
und »Terre de femmes« haben 
aber alle diesbezüglichen Berich- 
te von 1996 bis 2005 ausgewer- 
tet. Danach wurden in diesem 
Zeitraum in der BRD 42 Frauen 
im Namen der »Ehre« umge- 
bracht. In rund 80 Prozent der 
Fälle wurde das Opfer vom Ehe- 
mann, vom Vater oder von einem 
Bruder getötet. 


Kein Aufschrei der Medien, keine 
Lichterketten der Gutmenschen. 


Welch ein Aufstand aber und 
welche Staatsgefährdung, wenn 
- wie am 16.4. in Potsdam - ein 
unter Alkohol stehender Mann 
nichtdeutscher Herkunft mutmaßR- 
lich nach einem Disco-Streit bei 
einer Schlägerei absichtlich oder 
unglücklicherweise aus noch völ- 
lig unklaren Motiven schwer ver- 
letzt wird. 


Das erschüttert die offizielle Re- 
publik, und nur die wenigen wa- 
chen Bürger fragen sich, was sie 
von dieser Gesellschaft eigentlich 
halten sollen. 
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57 Jahre Bundesrepublik: 


Ein Staat ohne Fundament, 
ein Volk ohne Heimatgefühl, 
eine Jugend ohne Hoffnung, 
eine »Gesellschaft brutalk. 


Eine traurige Bilanz! 


Pr 
»Sind manche Manager nicht brutaler?« 


Politik und Medien beklagen in 
diesen Wochen aufgrund aktuel- 
ler Vorfälle lauthals die steigende 
Brutalität in den Schulen und auf 
den Straßen. 


Doch alle zusammen stehen 
dieser Entwicklung höchst hilf- 
los gegenüber, denn sie können 
nicht eingestehen, daß diese 
Brutalität systembedingt ist, daß 
sie nur eine Folge der herrschen- 
den Gesellschafts(un)ordnung 
des Profits, des Eigennutzes und 
der Rücksichtslosigkeit den Ver- 
lierern gegenüber ist. 


Der Regisseur Detlev Buck, der 
über die jugendliche Gewaltsze- 
ne in Berlin-Neukölln den Film 
»Knallhart« drehte, hatte den 
Mut, das auszusprechen. 


»Es ist die Perspektivlosigkeit, 
die viele in Verzweiflung treibt. 
Das Recht des Stärkeren wird 
ihnen doch in der Gesellschaft 


Ip” 


vorgelebt, so daß man schon die 
Frage stellen darf, wer eigentlich 
brutaler ist, die Jugendlichen oder 
so mancher Banker oder Ma- 
nager, wo es oft gleichzeitig um 
Aktiengewinne in Millionenhöhe 
und um die Vernichtung von Tau- 
senden von Arbeitsplätzen geht. 
Das ist doch das große The- 
ma in unserer Gesellschaft, da 
wird Radikalität vorgelebt bis 
zum Exzeß.« 


AUS DEM INHALT: 


m Selbstmord in Raten S.2 


m »Deutschland - 
besetztes Land« S.4 


Auf dem Stundenplan: 
»Was heißt eigentlich: 
Grundgesetz?« 


»Deutschland 
ist aufgewacht« ... 


Kükürükü! 
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Das offene Wort 


In den Wind gepredigt 


Seit Jahren rechnet der Bevölke- 
rungswissenschaftler Prof. Her- 
wig Birg den Politikern die Folgen 
einer seit Jahrzehnten fehlenden 
Bevölkerungspolitik vor. 


Auf einer Veranstaltung der 
CDU-nahen Konrad-Adenauer- 
Stiftung Mitte März in Mainz wie- 
derholte er seine Warnungen, 
doch es scheint, daß er nach wie 
vor in taube Ohren predigt. 


»Die deutschen Sozialsysteme 
sind aufgrund der niedrigen Ge- 
burtenrate nicht mehr zu retten«, 
stellte er sehr nüchtern fest. In 
Zukunft seien Verteilungskämpfe 
ungeahnten Ausmaßes zu er- 
warten. 


»Wirtschaft und Sozialsysteme 
brauchen Investitionen in eine 
mittel- und langfristige Zukunft. 
Für Menschen ohne Kinder en- 
det die Zukunft mit dem Ende 
ihres Lebens«, beschreibt er das 
Problem. Ihnen fehle damit die 
Bereitschaft, langfristig zu inve- 
stieren: »Da immer mehr Deut- 
sche keine Kinder bekommen, 
werden die Investitionen und 
Lösungsvorschläge immer kurz- 
fristiger.« 


Im Jahr 2050 stünden 100 Per- 
sonen im Alter von 20 bis 59 Jah- 
ren ungefähr 90 über Sechzig- 
jährige gegenüber. 


Durch den sprunghaft steigen- 

den Altersdurchschnitt würden 
künftig alle Bereiche vom Ar- 
beitsmarkt bis zu den Sozialver- 
sicherungssystemen betroffen 
sein. Die Krankenversicherung 
z.B. werde »zu einem Test, der 
nicht bestanden werden kann.« 


»Es ist schon 30 nach Zwölf, 
die Politik hätte längst einschrei- 
ten müssen, um den Prozeß 
zu stoppen. Wir brauchen eine 
Großtat ähnlichen Kalibers wie 
die Erfindung der Sozialsysteme 
von Bismarck«, beschwor er die 
Zuhörer. 


Was aber tun die Politiker? 
Die Antwort erspare ich mir. 


Ihre Sabine Möller 
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Selbstmord in Raten 


Für 17 Prozent der deutschen Jung- 
Elite ist der Volkstod kein Problem 


Die Folgen der Umerziehung, des 
mangelnden Nationalbewußtseins 
und der Kinderlosigkeit, vor denen 
wir in den Unabhängigen Nach- 
richten schon seit Jahrzehnten ge- 
warnt haben und dafür als »rechts- 
radikal« geächtet wurden, entdeckt 
jetzt endlich auch der eher »linke« 
STERN. Hier ein Auszug aus dem 
Leitartikel des Chefredakteurs 
Thomas Osterkorn im »stern« Nr. 
13/2006: 


»Eine kranke 
Gesellschaft« 


»Ich versichere — das heißt auf 
gut Deutsch: Ich sage die Wahr- 
heit. Doch bei der Rentenversi- 
cherung ist schon der Begriff eine 
Täuschung. 


Viele haben geglaubt, sie zahlen 
dort Geld ein, das angelegt wird 
und ihnen im Alter zugute kommt. 
Tatsächlich aber werden die Bei- 
träge sogleich an die Rentner von 
heute ausgezahlt — und weil das 
Geld nicht reicht, kommen noch 
Steuermittel oben drauf, fast 80 
Milliarden Euro, ein Drittel des ge- 
samten Bundeshaushaltes. 


Daß diese Rechnung irgendwann 
nicht mehr aufgeht, wenn die Zahl 
der Söhne und Töchter abnimmt, 
wenn immer weniger Menschen 
arbeiten und Sozialbeiträge be- 
zahlen, wenn die Wirtschaft kaum 
wächst, wenn die Alten immer 
mehr werden und immer älter, das 
war klar. 


Schon Wilfrid Schreiber vom 
Bund Katholischer Unternehmer, 
der in den 50er Jahren den „Gene- 
rationenvertrag“ erfand, schlug vor, 
daß Unverheiratete und Kinderlose 
doppelten Beitrag zur Rentenversi- 
cherung bezahlen. Adenauer lehn- 
te dies ab mit den Worten „Kinder 
kriegen die Leute sowieso“. Ein Irr- 
tum, wie sich heute zeigt. 


Niemand muß sich dafür rechtfer- 
tigen, keine Kinder zu wollen (...). 
Aber genau so wenig kann jemand 


SPIEGEL DER ZEIT 


wer nn mn 


| Land ohne Kinder 


Ummterterdtr ne bmetichalt 
Wie Deutsuhtamd sone abast verspinl 


3 Jahre Hartz: 

Die Bilanz dB Po 
erwarten, daß die Kinder anderer 
Leute später voll und ganz für sei- 
ne Rente aufkommen. Wer aber 
soll morgen für ihn zahlen? 


Laut einer aktuellen forsa-Umfra- 
ge im Auftrag des stern fänden es 
zwar 68 Prozent der Bundesbürger 
„sehr schlimm“, wenn die Deut- 
schen aussterben würden. Bei den 
unter 30-Jährigen allerdings sind 
es nur 58 Prozent. 


Und 17 Prozent der Befragten mit 
Abitur und Studium sagen sogar, 
sie hätten überhaupt kein Problem 
damit, wenn die Deutschen ganz 
verschwinden. 


Eine Gesellschaft, in der so vie- 
len Jungen und Höhergebildeten 
die eigene Zukunft gleichgültig ist, 
kann auf Dauer nicht funktionie- 
ren.« 


Dem ist wenig hinzuzufügen. 
Außer daß der »stern« mit sei- 
nen jahrzehntelangen Kampa- 
gnen gegen rechtes Denken da- 
ran nicht ganz ohne Schuld ist. 


ZUM WEINEN 


»Es drohen 
Verteilungskämpfe 


ungeahnten 


Ausmaßes« 
Prof. Herwig Birg 
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»Naturhistorisches Museum, Abt. ausgestorbene Arten«, Karikatur: BUNTE, Nr. 14/2006 


KARIKATUR ZUM ZEITGESCHEHEN 
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»Deutschland - besetztes Land« 


Die Mahnung eines Ausgestoßenen: »Deutsche, werft das Joch ab!« 


Gerard Menuhin (57), Sohn des 
1999 gestorbenen weltberühm- 
ten Geigers, wurde im November 
2005 vom Vorstand der »Jehudi 
Menuhin Stiftung Deutschland« 
seines Amtes als Vorsitzender 
enthoben. 


Menuhin, der sich selbst als 
»Jude und Journalist« bezeich- 
net (»Die Welt«, 14.11.2005), 
wurde vorgeworfen, daß er in 
Beiträgen für die »National-Zei- 
tung« und in der »Deutschen 
Stimme« seine Meinung über 
ein »Schweigegebot« und ei- 
ner »endlosen Erpressung« der 
Deutschen wegen ihrer NS-Ver- 
gangenheit veröffentlicht habe. 
Das könne die gesamte Finan- 
zierung und die Existenz der 
Stiftung in Frage stellen. Unter- 
stützer wie Rita Süßmuth, Her- 
man van Veen, Bärbel Schäfer 
und Prof. Edelstein müßten sich 
zurückziehen, erklärte die neue 
Vorsitzende Anetta Kahane. 


Menuhin veröffentlicht seitdem 
seine Beiträge auf einer eigenen 
Internet-Seite. Hier ein Beispiel: 


Warum sind die Deut- 
schen so sonderbar? 


Seit einigen Jahren bereits stelle 
ich mir diese Frage. Die Antwort ist 
meines Erachtens: Die Deutschen 
haben eine Besetztenmentalität. 
Das ist der Schlüssel zum Ver- 
ständnis und erklärt zum Beispiel, 


— warum die deutsche Regierung 
ihre Außen-, aber auch ihre Innen- 
politik gemäß den Wünschen ande- 
rer Länder führt, 


— warum Deutschland als führen- 
des europäisches Land keine Atom- 
waffen besitzt, obwohl es seit Jahr- 
zehnten Nuklearstrom erzeugt, 


— warum der größte Teil der deut- 
schen Goldreserven so lange nach 
dem Kalten Krieg noch immer nicht 
bei der Bundesbank lagert, son- 
dern im Besitz der Federal Reserve 
Bank in Manhattan ist (es ist sowie- 
so unklar, warum das Gold nach 


Amerika verschickt wurde, da die 
Schweiz als neutraler Nachbar bes- 
ser geeignet gewesen wäre), 


— warum heute, 60 Jahre nach 
Ende des Zweiten Weltkriegs und 
16 Jahre nach Ende des Kalten 
Krieges, Deutschland noch immer 
56.000 amerikanische Soldaten 
und 22.000 britische Soldaten be- 
herbergt, 


— warum die Deutschen Öl und 
Gas aus der Nordsee kaufen müs- 
sen, das ihnen eigentlich selber ge- 
hören müßte, 


— warum es keine deutsche Leit- 
kultur geben darf, 


— warum der amerikanische Ein- 
fluß, etwa was Sprache, Musik oder 
Bräuche angeht, in Deutschland so 
stark ist wie bei keiner anderen Kul- 
turnation, 


— warum die Deutschen es nicht 
wagen, Kinder in die Welt zu set- 
zen. 


Zuerst der Wille der 
anderen 


Deutschland trägt die Züge eines 
besetzten Landes, dessen Zukunft 
von nichtdeutschen Interessen be- 
stimmt wird. Alle anderen europä- 
ischen Länder - alle anderen Län- 
der überhaupt - betreiben Politik im 
nationalen Sinn, mal besser, mal 
schlechter. Es gibt Verträge zwi- 
schen Staaten, Handel und Wandel, 
Austausch jeder Art und traditionel- 
le Freundschaften, die Wirtschaft 
und Politik bestimmen, aber am 
Ende werden die Entscheidungen 
zugunsten der eigenen Nation ge- 
troffen. 


Nicht so in Deutschland. Für 
Deutschland kommt zuallererst der 
Wille der anderen. Man ist besorgt 
um die Militärstützpunkte der USA, 
um die Interessen der französi- 
schen Wirtschaft (Leunawerke!); 
um ausreichende finanzielle Unter- 
stützung der EU, um die Gefühle 
Polens, obwohl es auf polnischer 
Seite eigentlich immer kocht und 
in Warschau ein Hitler-Vergleich 
den anderen jagt. Man schickt im 


Rahmen der NATO Truppen unter 
Führung oder im Dienste Amerikas 
nach Afghanistan. Deutsche Sol- 
daten sollen im Kongo eingesetzt 
werden. Und um Israel noch einen 
Gefallen zu tun und den Zentral- 
rat der Juden günstig zu stimmen, 
werden atomwaffenfähige U-Boote 
verschenkt. 


Typische Titelzeilen deutscher Ta- 
geszeitungen lauten (hier am Bei- 
spiel jüngster Ausgaben von »Die 
Welte): 


— »Keiner kann sagen, er habe 
nichts gewußt — Die Deutschen und 
die Judenverfolgung« 


— »Kein Opfer, kein Name darf 
vergessen werden« 


— »Sie wußten und sie wollten: 
Was man den Juden antat, geschah 
mit Fanfaren« 


— »Auschwitz bleibt deutsch« 


Flucht nach innen 
oder Nichtigkeit 


Und Anetta Kahane verbreitet un- 
ter der Überschrift »Die Geschich- 
te nie aufgearbeitet« ihre Theorie: 
»In der DDR hat es nie eine Ge- 
schichtsaufarbeitung gegeben. Der 
Holocaust ist allenfalls ideologisch 
abgehandelt worden. Man hat das 
Volk exkulpiert ...« 


Tatsächlich ist es umgekehrt: Man 
hat der BRD-Bevölkerung ewige 
Schuld eingeredet und aufgebür- 
det. Die Mitteldeutschen hingegen 
haben eher die Möglichkeit, die 
Welt unvoreingenommen zu sehen. 
Aber diese Feststellung hätte Frau 
Kahane in ihrer Eigenschaft als Stif- 
tungsvorsitzende nicht gedient. 


Die deutsche Seele ist nach wie 
vor besetztes Gebiet. Entweder 
verkriecht sich der Deutsche noch 
weiter auf seiner Flucht nach innen. 
Oder er ergibt sich völlig der Nich- 
tigkeit. Was für eine Zukunft hat ein 
Mensch, dessen Regierung, Medi- 
en und Prominente sich gegen sei- 
ne Interessen stellen? Deutsche, 
werft das Joch ab! 


Gerard Menuhin im Mai 2006 
(Quelle: www.gerard-menuhin.de) 


DU BIST DEUTSCHLAND !? 
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»Deutschland ist aufgewacht« ... 
und gleich wieder eingeschlafen! 
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Zu den Folgen und Nebenwirkungen der Multikulti-Verirrung 


Das Erwachen 


Nach dem sogenannten Brandbrief 
Berliner Hauptschullehrer vom 28. 
Februar 2006 über ausufernde Aus- 
ländergewalt an ihrer Lehranstalt, 
fand »Focus«-Chefredakteur Helmut 
Markwort in der Rubrik »Tagebuch« 
am 10. April 2006 treffliche Worte zur 
Diskussionslawine, die losgetreten 
wurde: 


»Deutschland ist aufgewacht«. 


Der Berliner »Tagespiegel« veröf- 
fentlichte den verzweifelten, von den 
Schulbehörden zunächst ignorier- 
ten Hilferuf aus Berlin. Presse und 
deutsches Volk hatten über Nacht 
mit einem Tabu gebrochen: Krimi- 
nalität und Gewalt von Ausländern 
und »Deutschen mit Migrationshin- 
tergrund« gegen die einheimische 
Bevölkerung unterlag einem Schwei- 
gekartell. 


Ein Tabu, das in der BRD ne- 
ben dem ungeschriebenen Diktat 
der »politischen Korrektheit« auch 
durch Gesetze wie den § 130 StGB 
(»Volksverhetzung«) strafrechtliche 
Rückendeckung findet. 


Seit Jahrzehnten sprach man nur 
hinter vorgehaltener Hand oder in 
Zeitungen, die durch Politik und Mas- 
senmedien als »rechtsextrem« ge- 
ächtet und durch Staats- und Verfas- 
sungsschutz verfolgt werden, über 
diese speziellen Folgen zügelloser 
Zuwanderung. 


Dank »Rütli-Schule« wurde das 
Thema zur öffentlichen Diskussi- 
on freigegeben. 


Auch die »veröffentlichte Meinung« 
sprach nun endlich aus, was der deut- 
sche Michel schon seit vielen Jahren 
am eigenen Leibe spürt: Zuwande- 
rung ist kein statistisches Zahlen- 
spiel über Ausländeranteile, sondern 
ein Nachkriegsexperiment der Welt- 
kriegsieger mit dramatischen Folgen 
für den Alltag und das Überleben un- 
seres Volkes. Vielen Deutschen muß 
der berühmte »Stein vom Herzen« 
gefallen sein, nun offen über ihre Er- 
fahrungen reden zu dürfen. 


Ein Leserbrief aus der »Kölni- 
schen Rundschau« vom 8. April 
2006: »Schon vor 15 Jahren muß- 
te ich als (...) Lehrer eeinschreiten, 
wenn nicht-muslimische Schüler 
sich vor allem von türkischen 
Mitschülern als „Christensau“ 
(...) beschimpfen lassen mußten 
— machtlos, weil sie hoffnungs- 
los in der Minderheit waren. Ich 
selbst wurde (...) als „Nazi“ und 
„Hurensohn“ tituliert. Besonders 
entwürdigend waren Beleidigun- 
gen auf Türkisch (...)«. 


Das ist nur einer von unzähligen 
Leserbriefen dieser Art aus dem 
Zeitraum März/April 2006. 


Etwa zeitgleich kam der deutsche 
Film »Knallhart« in die Kinos. Er 
thematisiert die Gewalt von jungen 
Ausländerbanden gegen deutsche 
Jugendliche. Erstmals dargestellt 
aus der Sicht deutscher Opfer und 
nicht, um die gewalttätigen »Mi- 
granten« durch diese und jene 
politischen und sozialen Fehlent- 
wicklungen in ihrem Umfeld zu ent- 
schuldigen. »Spiegel« und »Frank- 
furter Rundschau« loben den Film; 
der Bezirksbürgermeister von Ber- 
lin-Neukölln bescheinigt ihm gänz- 
liche Wirklichkeitsnähe. 


Kritik kommt nur aus militant- 
antifaschistischen Kreisen und 
von »deutschen Politikern mit 
Migrationshintergrund«, wie z.B. 
vom Grünenpolitiker Özcan Mutlu 
(»Junge Freiheit« Nr.14/06, S.13). 
Mutlu hatte sich bereits heftig über 
die Deutschpflicht an der Berliner 
Herbert-Hoover-Schule empört 
(vgl. UN 2/06). 


»Focus« selbst titelt in seiner 
oben zitierten Ausgabe Nr. 15 
mit der Überschrift »Die Multi- 
kulti-Lüge«. Auf einmal darf man 
es offen aussprechen: »Auslän- 
der, die kriminell sind, müssen 
sofort abgeschoben werden« (S. 
20). 

Selbstverständlich rufen auch Uni- 
onspolitiker, welche seit Jahrzehn- 
ten fleißig am heutigen Ergebnis 


der Masseneinwanderung mitge- 
arbeitet haben, heute scheinheilig 
wieder nach Abschiebung. Dage- 
gen steht die nüchterne Erkenntnis 
des Juristen Prof. Kay Hailbronner: 
Selbst wenn man nach BRD-Recht 
überhaupt härter durchgreifen 
könnte und wollte, würde dem spä- 
testens durch den »Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte« 
ein Riegel vorgeschoben — wer 
in Deutschland geduldet werden 
muß, würde nicht mehr in der BRD 
entschieden, führt er im »Focus« 
aus (S. 30). 


Wie hoch die Kriminalitätsrate 
bei Ausländern und »Deutschen 
mit Migrationshintergrund« tat- 
sächlich ist, vermag niemand ge- 
nau zu sagen. Eine statistische 
Ergründung wird mangels ge- 
nauer Registrierung und durch 
inflationäre Einbürgerungen ver- 
hindert. 


Allein zwischen 2002 und 2004 
gab es laut »Junge Freiheit« 
Nr.16/06, S.3 über 422.431 Einbür- 
gerungen. 


Die Dunkelziffern von »Straftaten 
mit Migrationshintergrund« könn- 
ten, ans Tageslicht gebracht, die 
Multikulti-Parteien im Bundestag 
wohl endgültig zu Fall bringen, also 
werden sie statistisch nicht erfaßt. 
»Focus« weiß jedenfalls zu berich- 
ten, daß sich deutsche Häftlinge 
im Gefängnis angesichts der Zahl 
ausländischer bzw. ausländisch- 
stämmiger Insassen wie Exoten 
vorkämen. Der »Bund Deutscher 
Kriminalbeamter« bemängelte, 
unzureichend geführte Statistiken 
führten dazu, daß den Deutschen 
zu Unrecht Delikte zugeordnet 
würden, die tatsächlich von Tä- 
tern begangen wurden, welche ur- 
sprünglich nicht aus Deutschland 
stammen (S. 34 ff.). Die Erfolgs- 
autorin Necla Kelek spricht davon, 
daß alleine türkische Jugendliche 
viermal häufiger Straftaten begin- 
gen, als deutsche (»Focus« Nr. 
11/2006, S. 44). 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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Wachwerden schon 
seit Jahren überfällig, 
möglich und nötig 


Wer erst den Fall »Rütli-Schule« 
zum Augenöffnen über die Folgen 
von Multikulti und Zuwanderung 
in Deutschland und ganz Europa 
brauchte, ist entweder sehr ver- 
geßlich oder liest die falschen Zei- 
tungen. Hier nur wenige Beispiele: 
UN 10/78, S. 7: Erschreckende 
Zahlen — die Zunahme der Frem- 
den. UN 9/81, S. 1 ff.: Asylanten 
drohen mit Gewalt / Rassenkrieg 
in England. UN 2/82, S. 3: Prof. Dr. 
Schmidt-Kahler warnt vor Rassen- 
krawallen in der BRD. UN 3/85, S. 
11: Türkische Ausschreitungen in 
Stuttgart und Gewalt junger Tür- 
ken gegen Deutsche. UN 2/1993, 
S. 7: Türke rottet fünfköpfige deut- 
sche Familie in Ahrensböck wegen 
angeblicher Beleidigung aus. 


Doch auch der Leser einfacher 
Tageszeitungen sollte Bescheid 
wissen. Die »Meppener Tages- 
post« vom 2. April 2005 berichte- 
te auf der Titelseite z.B. über ein 
steigendes Gewaltpotential bei 
Ausländern. Konrad Freiberg, 
Bundesvorsitzender der »Ge- 
werkschaft der Polizei«, warnte 
vor einer Gefahr für die innere 
Sicherheit. Kleinstmeldungen wie 
die folgende aus dem »Westfalen- 
blatt« vom 28.4.2006 liest man auf 
den Regionalseiten wie den tägli- 
chen Wetterbericht: 


»Hauptschüler (17) zusammen- 
geschlagen - Ein 17-jähriger Türke 
hat einen gleichaltrigen Deutschen 
Mittwoch auf dem Schulhof der 
Hauptschule Oldentrup bewußtlos 
geschlagen und ist dann geflüch- 
tet. Beide hatten sich nach Polizei- 
angaben verabredet, um über die 
Zahlung eines Restbetrages für 
ein Handy zu verhandeln. Als der 
Jugendliche türkischer Herkunft 
den anderen sah, schlug er ihn 
mit der Faust ins Gesicht und trat 
auf ihn ein. Das Opfer wurde mit 
Verdacht auf Schädel-Hirntrauma 
ins Krankenhaus gebracht. Beim 
Täter handelt es sich um einen Ex- 
Schüler mit Hausverbot.« 


Zahllose ähnliche Beispiele soll- 
ten wirklich zum Aufwachen füh- 
ren. 
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Alle Hoffnung auf eine Wende 
in der Ausländerpolitik wurden 
jedoch Mitte April wieder er- 
schlagen. 


»Potsdam« 
kam wie gerufen! 


Wie gerufen, um das Thema 
Ausländergewalt gegen Deutsche 
rechtzeitig im Keim zu ersticken, 
wurde in Potsdam am Ostersonn- 
tag ein mutmaßlich randalierender 
»Deutsch«-Äthiopier an einer Bus- 
haltestelle mit einem Faustschlag 
niedergestreckt. Wie jede Form von 
Gewalt eine zweifelsfrei zu verach- 
tende Tat. Für Medien und Gutmen- 
schen aber auch ein gefundenes 
Fressen. Hier konnte nur ein ras- 
sistischer Übergriff vorliegen. Und 
da war es wieder: Das deutsche 
Schreckgespenst vom prügelnden, 
glatzköpfigen Stiefelnazi mit mar- 
kanten Spitznamen wie »Hitler«. 


Mäßigungsaufrufe bis zur genau- 
en Tatklärung wurden als Verharm- 
losung von Rechtsextremismus 
bezeichnet. Schönbohms Hinweis 
darauf, daß fremdenfeindliche 
Gewalt kein typisch deutsches 
Problem sei, sondern weltweit exi- 
stiere, aber auch Schäubles An- 
merkung, »auch blonde und blau- 
äugige Menschen« würden Opfer 
von Gewalttaten, stießen auf Ab- 
scheu (vgl. »Haller Kreisblatt« vom 
22.123. April 2006). 


Medienwirksam riß Generalbun- 
desanwalt Kay Nehm wegen an- 
geblicher »Gefährdung der inneren 
Sicherheit« die Ermittlungen an 
sich. 


Vergessen ist die Ausländerge- 
walt gegen Deutsche; dafür um so 
wichtiger, in geradezu penibler Art 
darüber zu berichten, wo wieder 
ein Ausländer angespuckt wurde 
(»Haller Kreisblatt«, s.o.) — als ob 
nicht Deutschen durch Ausländern 
jeden Tag irgendwo in der BRD 
gleiches widerfahre. 


Das vorläufige Ende vom Lied 
der mehrtägigen Pressehatz auf 
angeblich rassistische Täter ist be- 
kannt. Mit den Zweifeln am rechten 
Hintergrund der mutmaßlichen Tä- 
ter und dem Bekanntwerden der 
Alkoholisierung des Opfers (»Bild«, 
24. April 2006, S. 8) sowie zuneh- 
menden Hinweisen auf einen aus- 


gearteten Kneipenkonflikt, den das 
Opfer vermutlich selbst angezettelt 
hat, wurden die Medienberichte 
immer kleinlauter (zusammenfas- 
send: »Junge Freiheit« 19/2006). 
Die Tatumstände liegen noch immer 
im Nebel verschleiert und sicher ist 
nur: Eine weitere Aufklärungsar- 
beit der Massenmedien dürfen die 
Deutschen nicht erwarten. 


Ein Eingeständnis der Presse, 
vorschnell, reißerisch und gegen 
jedes Interesse unseres Volkes 
gehandelt zu haben, wäre zu un- 
spektakulär und nicht ins Bild des 
sich selbst geißelnden Michels 
passend. 


Also versinkt das Land 
wieder im Tiefschlaf 


Wie immer der »Fall Potsdam« 
ausgehen mag, so hat der Rummel 
um angeblich die innere Sicherheit 
gefährdenden Ausländerhaß eins 
geschafft. Das Thema Gewalt von 
Ausländern gegen Deutsche ist 
vom Tisch. Vom Tisch sind auch 
die berechtigten und längst über- 
fälligen Maßnahmen, kriminelle 
Ausländer endlich abzuschieben 
und die Grenzen für weitere Zu- 
wanderung dichtzumachen. 


Wo das Thema Multikulti-Proble- 
me auf den Tisch kommt, heißt das 
Zauberwort nur drei Monate nach 
dem Berliner Brandbrief wieder 
»Integration«. Ein qgutmenschli- 
ches Konzept, das in den letzten 
30 Jahren versagt und die heutigen 
Probleme erst geschaffen hat, soll 
plötzlich wieder die einzig wahre 
Lösung sein. Gute Nacht, deut- 
scher Michel! 

Falls auch Ihre Nachbarn wie- 
der eingeschlafen sind, liebe Le- 
ser, bestellen Sie zehn oder mehr 
Exemplare dieser UN-Ausgabe 
und geben sie diese weiter! 


TAUSCHEN WIR 
die Politiker aus, bevor 
sie das deutsche Volk 

AUSTAUSCHEN! 
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Kongo-Einsatz teurer als erwartet 


Auf Seite 12 der letzten Ausgabe 
berichteten wir, daß die Bundesre- 
gierung für die Wahlen im Kongo 
elf Millionen Euro bereitstellen und 
die EU zusätzlich 1.500 Soldaten 
zur »Absicherung« in das afrikani- 
sche Land entsenden werden. 


Der Einsatz der Bundeswehr in 
der kongolesischen Hauptstadt 
Kinshasa allerdings wird deutlich 
teurer als erwartet. Die »Welt« 
nennt in ihrer Ausgabe vom 11. Mai 


Keine deutschen 
Soldaten 
ins Ausland 
und keine 


ausländischen 
Soldaten in 
Deutschland! 


als Aufkleber erhältlich 


Kosten von rund 50 Millionen Euro 
und beruft sich dabei auf Äußerun- 
gen von Verteidigungsstaatssekre- 
tär Friedbert Pflüger (CDU). 


Dies bedeutet gegenüber den 
noch im März veranschlagten 20 
Millionen Euro eine Kostenstei- 
gerung von rund 150 Prozent. 


Dies ist sogar einigen Bundes- 
tagsabgeordneten zu viel. Die 
FDP-Wehrexpertin Elke Hoff in der 
»Welte: 


»Die Vorbereitung des geplanten 
EU-Einsatzes im Kongo durch die 
Bundesregierung ist auch in finan- 
zieller Hinsicht kaum noch nach- 
vollziehbar. Wenn daß so weiter- 
geht, sind wir bald im dreistelligen 
Bereich. (...) Es ist zu befürchten, 
daß dies erneut zu Lasten der Aus- 
rüstung der Bundeswehr gehen 
wird.« 


Und das alles im Zeichen der 
gerade beschlossenen größten 
Steuererhöhungs-Orgie in der 
Geschichte der BRD! 


Liebe Leser, ganz privat: 


Oh Du herrliche Lesefreiheit ...! 


Im freiheitlichsten Staat, den es je auf deutschem Boden gab, muß man feine 


Unterschiede beachten: 


Die Pressefreiheit ist laut »Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land« ein garantiertes Grundrecht, soweit nicht gegen die bekannten Strafge- 
setze verstoßen wird. Gleiches gilt für die Meinungsfreiheit. 


Eine Meinung kann man sich aber nur bilden, wenn man unterschiedliche 
Standpunkte und Argumente kennt. Dazu muß man solche lesen können, 
sonst kann man sich keine Meinung bilden. 


Von einer Lesefreiheit ist jedoch im Grundgesetz keine Rede. Die Folgen 
bekommt zur Zeit der Verlag der NPD-Zeitung »Deutsche Stimme« zu spü- 
ren. Dieser hatte Anfang 2006 den Sprung gewagt, über die Grossisten in alle 
Kioske und in die Zeitschriftenregale der Supermärkte und Ladenketten zu 
kommen. Die Reaktion kam prompt: Die »REWE-Group« und andere Ketten 
stoppten das sofort. 


Hier im Wortlaut das Fax der REWE-Leitung an alle Geschäfte: 


»Achtung! Zeitung „Deutsche Stimme“ sofort aus dem Verkauf nehmen! 
Sehr geehrte Damen und Herren, aus aktuellem Anlaß bitten wir Sie, diese 
Monatszeitung aus dem Verkauf zu nehmen. Diese Zeitung enthält eindeutige 
rechtsradikale Äußerungen. Wir möchten vermeiden, daß die REWE durch 
den Verkauf der Zeitung in Negativ-Schlagzeilen gerät. Bitte handeln Sie ent- 
sprechend. Vielen Dank und freundliche Grüße ...« 


Nun haben Sie hiermit Ihre Negativ-Schlagzeile, sehr geehrter Herr Udo 
Ohmen (Leitung Verkaufscontrolling)! Wir werden künftig prüfen, wo 
man als Demokrat einkaufen sollte! 


Ihre UN-Mlitarbeiter 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
März 2005: 38,40 Millionen ? 
März 2006: 38,36 Millionen ? 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Januar 2006: 5.010.487 ” 
April 2006: 4.790.046 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
Januar 2006: 1.573.404 ” 


(aktuellere Daten wurden noch nicht veröffentlicht) 


Arbeitssuchende: 
Januar 2006: 


6.077.079 ” 


April 2006: 5.955.328 ” 


Offene Stellen: 


Januar 2006: 
April 2006: 


Staatsverschuldung: 
1.502.122.708.402 Euro ° 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
2.113 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 
18.4.2006: 
16.5.2006: 


414.778 ” 
546.304 ” 


18.144 °) 
18.207 °) 


1 Bundesagentur für Arbeit, 16.5.2006 
2) Statistisches Bundesamt, 27.4.2006 
3) www.steuerzahler.de, 16.5.2006 
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Kükürükuü! 


Seit Jahrhunderten weckte in 
Deutschland der Hahn auf dem Mist- 
haufen die müden Schläfer mit ei- 
nem lauten »Kikiriki!«. 


Im Dienste der Integration unserer 
ausländischen Mitbürger muß er sich 
nun wohl umstellen auf »Kükürükü«. 


Anders als mit solchem Galgenhu- 
mor kann man den geistigen Dünn- 
fluß mancher unserer Politiker kaum 
noch ertragen 


Der frühere RAF-Verteidiger und 
heutige Volksvertreter der Grünen 
sprach sich laut Pressemeldungen 
Anfang Mai für eine türkische Ver- 
sion der deutschen Nationalhymne 
aus. 


Für den stellv. Fraktionsvorsitzen- 
den der Grünen wäre es ein »Sym- 
bol für die Vielsprachigkeit Deutsch- 
lands«, wenn alle Deutsch-Türken 
den Text lernen und singen würden. 


Man stelle sich nur einmal den 
nächsten Tag der deutschen Einheit 
mit dem gemeinsamen Gesang des 
Liedes der Deutschen am Branden- 
burger Tor vor: Die einen singen 
dann »Einigkeit und Recht und Frei- 
heit für das deutsche Vaterland«, 
und die anderen »Alman anavatany 
icin birlik ve hak ve özgürlük«, und 
verstehen tut keiner etwas. 
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Sprachen in Deutschland: German, Turkish 


m GERMANY 
Federal Republic of Germany 


Area Sq Km 357 022 
Area Sq Miles 137 847 
Population 82 476 000 
Capital Berlin 
Languages German, Turkish 


AUSTRIA 


Republic of Austria 


Religions Protestant, Roman 
Catholic 
Currency Euro 
Organizations EU, OECD, UN 
Map page 102 


Area Sq Km 83 855 
Area Sq Miles 32 377 
Population 8 116 000 
Capital Vienna (Wien) 


Languages German, Croatian, 


Turkish 


Religions Roman Catholic, 
Protestant 
Currency Euro 
Organizations EU, OECD, UN 
Map page 102-103 


Was der Weltatlas »The Times Atlas of the World« mit diesen klei- 
nen Meldungen kundtut, haben die meisten Deutschen offenbar 


noch gar nicht begriffen. 


Wir freuen uns über diesen Vor- 
schlag, denn er könnte bewirken, 
daß die schlafenden Deutschen end- 
lich aufwachen und solche Volksver- 
treter abservieren. Dann würden wir 
aus vollem Herzen singen »Blüh im 
Glanze dieses Glückes, blühe Deut- 
sches Vaterland!« 


Leider müssen wir auf solches 
Glückserlebnis wohl noch warten, 
bis der deutsche Michel die Multi- 
kulti-Parteien endlich abgewählt hat. 
Die wünschen sich noch mehr Zu- 
wanderer als bisher. In der »WAZ« 


vom 5.5.2006 forderte der Grünen- 
Chef Bütikofer, Deutschland müs- 
se sich noch mehr für Einwanderer 
öffnen: »Wir brauchen in Zukunft 
mehr Zuwanderer, um unsere de- 
mographische Entwicklung abzu- 
federn und um unsere wirtschaft- 
liche Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhalten«. 


Solcher Unsinn kann nur einem 
»induziertem Irresein« (Dr. Rigolf 
Hennig) entspringen - oder einem 
wohldurchdachten Plan, das deut- 
sche Volk abzuschaffen. 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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